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Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache — Az. 17/61 — des 
Heinz Rieger, Tübingen, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 4. Deutschen 
Bundestag vom 17. September 1961 im Land Schles- 
wig-Holstein 

hat der Deutsche Bundestag in seiner 

Sitzung am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Der Einspruchsführer hat mit Schreiben vom 
24. Oktober 1961 Einspruch eingelegt und ihn in 
diesem Schreiben sowie in einer dem Einspruch 
beigefügten Anlage begründet. 

Er trägt vor, 

durch die Wahlkieiseinteilung sei der Grundsatz 
der Wahlrechtsgleichheit verletzt. 

Die ständige Wahlkreiskommission habe bereits 
darauf hingewiesen, daß grundsätzlich kein Land 
mehr Wahlkreise haben dürfe als ihm nach seiner 
Bevölkerungszahl zukomme. Diese hier ausge- 
sprochene Forderung sei vom Bundesgesetzgeber 
nicht berücksichtigt worden. Deshalb seien im 
Land Schleswig-Holstein der Fraktion der CDU 
drei Zusatzmandate zugefallen, die sie nicht er- 
halten hätte, wenn der Grundsatz der Wahlrechts- 
gleichheit beachtet worden wäre. 

Weiter macht er geltend, durch die fehlerhafte 
Wahlkreiseinteilung seien auch die Grundsätze 
des Verhältniswahlrechts wesentlich beeinträch- 
tigt. Da eine etwaige Mandatsverteilung im Wege 
des Wahlprüfungsverfahrens nicht zur Aberken- 
nung bestimmter Mandate führen könne, müsse 
die Bundestagswahl im ganzen für ungültig er- 
klärt und dann nach Neueinteilung der Wahl- 
kreise wiederholt werden. 

Er beantragt, 

die Bundestagswahl im ganzen für ungültig zu 
erklären, 

2, Der Wahlprüfungsausschuß hat bei der Vorprü- 
fung des Wahleinspruchs dem Einspruchsführer 
und den gemäß § 6 des Wahlprüfungsgesetzes am 
Verfahren von Amts wegen Beteiligten wegen der 
eindeutigen Sach- und Rechtslage nahegelegt, auf 
die Anberaumung einer öffentlichen mündlichen 
Verhandlung zu verzichten. Dieser Verzicht 
wurde von allen Beteiligten erklärt. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen und vom Einspruchs- 
führer innerhalb der Einspruchsfrist begründet wor- 
den. Der Einspruch ist zulässig, aber nicht begründet. 

Es ist zwar richtig, daß die in § 3 Abs. 3 BWG vor- 
gesehene Toleranzgrenze bei der Abweichung der 
durchschnittlichen Bevölkerungszahl von 33V3 vom 
Hundert in den Wahlkreisen bei der angefochtenen 
Bundestagswahl teilweise überschritten wurde. Mag 
auch diese Grenze bereits verhältnismäßig weit ge- 
zogen sein, so kann dennoch mit ihrer Überschrei- 
tung ein Wahleinspruch nicht begründet werden, 
zumal § 3 Abs. 3 BWG insoweit nur eine Sollvor- 
schrift ist. 

Die Einteliung des Wahlgebietes in Wahlkreise ist 
als Anlage zum Bundeswahlgesetz — § 2 Abs. 2 
BWG — Bestandteil dieses Gesetzes. Mit dem Ein- 
spruch macht der Einspruchsführer somit geltend, 
das Bundeswahlgesetz — hier § 3 Abs 3 — sowie 
die Anlage zum Bundeswahlgesetz seien durch die 
Umgruppierung der Bevölkerung überholt. Für den 
ßundesgesetzgeber habe daher die Verpflichtung 
bestanden, eine Neueinteilung der Wahlkreise vor- 
zunehmen. Mit dem Einspruch rügt der Einspruchs- 
fiihrer daher ein Unterlassen des Gesetzgebers und 
macht gleichzeitig geltend, die Wahlkreiseinteilung 
verletze Artikel 38 GG. 

über eine derartige Rüge kann jedoch im Wahlprü- 
fungsverfahren nicht entschieden werden, weil der 
Bundestag in diesem Verfahren lediglich die ord- 
nungsgemäße Durchführung der Wahl unter Anwen- 
dung der dafür geltenden gesetzlichen Bestimmungen 
nachzuprüfen hat. Da die Einteilung der Wahlkreise 
gesetzlich geregelt ist, steht es dem Bundestag in 
diesem Verfahren nicht zu, zu prüfen, ob das Wahl- 
gesetz den in Artikel 38 Abs. 1 GG enthaltenen 
Grundsatz der Wahlrechtsgleichheit verletzt. Es ist 
an ein ordnungsgemäß zustande gekommenes Gesetz 
gebunden, Der Bundestag hat es auch bisher stets 
abgelehnt, im Rahmen eines Wahlprüfungsverfahrens 
die Verfassungsmäßigkeit eines Gesetzes nachzu- 
prüfen. 

Soweit der Einspruchsführer rügt, der Grundsatz des 
Verhällniswahlrechtes im Sinne der Vorschriften des 
Wahlgesetzes werde verletzt, greift auch diese Rüge 
nicht durch. Das Wahlrecht für den Deutschen Bun- 
destag beruht auf einer Verbindung von Elementen 
des Personalwahlrechtes mit den Grundsätzen des 
Verhältniswahlrechtes, wobei die Möglichkeit des 
Erwerbes von Überhangmandaten ausdrücklich cin- 
geräumt ist. Ein Angriff auf die Auswirkungen dieses 
Systems ist nichts anderes als ein Angriff auf die 
Vorschriften des Wahlgesetzes, das die gerügte 
Mandatsverteilung bewirkt hat. Wie bereits darge- 
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tan, ent/ic'h’i sich jedoch eine Überprüfung des Wahl- 
gesetzes der Zuständigkeit des Bundestages im 
Wahlprüfungsverfahren. Es wird im übrigen auf die 
Entscheidung dos Bundesverfassungsgerichtes vom 
26. August 1961 — 2 BvR 322/61 — verwiesen, in der 
das Bundesverfassungsgericht feststellt, die Tatsache, 
daß im Rahmen der zur Zeit gültigen, an vorhandene 
Verwaltungsgrenzen angelehnten Wahlkreiseintei- 
lung die auf einen Wahlkreisabgeordneten entfal- 
lenden Bevölkerungszahlen in einzelnen Fällen er- 
heblich voneinander abweichen, falle nicht entschei- 
dend ins Gewicht, weil dadurch das Gebot des 
gleichen Erfolgswertes jeder Wählerstimme als der 
spezifischen Ausprägung, die die Wahlrechtsgleich- 


heit unter dem Verhältniswahlsystem erfahre, nicht 
m strukturwidrigor Weise in Frage gestellt werde. 

Der Einspruch war daher zurückzuweisen. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegcm diesen Beschluß ist gemäß § 48 des Gesetzes 
über das Bundesverfassungsgericht vom 12. März 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243) das Rechtsmittel der 
Beschwerde an das Bundesverfassungsgericht binnen 
einem Monat nach Erlaß dieses Beschlusses untei' 
den in § 48 des Bimdesverfassungsgerichtsgesetzes 
angegebenen Voraussetzungen möglich. 
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